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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordnete 

Frau 

KeUy 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, das Anliegen der 
Lakota-Indianer, den Black Hills-Fall vor den Inter- 
nationalen Gerichtshof zu bringen, in der UN-Voll- 
versammlung zu unterstützen, und wenn ja, in 
welcher Form? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. März 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage besteht für die Lakota-Indianer 
keine Möglichkeit, den sogenannten Black Hills-Fall vor den Inter- 
nationalen Gerichtshof zu bringen. Nach Artikel 34 Abs. 1 des Statuts 
des Internationalen Gerichtshofs sind nur Staaten berechtigt, als Par- 
teien vor dem Gerichtshof aufzutreten. Im übrigen wurde in den zwan- 
ziger Jahren in einem Schiedsverfahren beim Völkerbund (Streitigkeit 
zwischen den USA und Großbritannien/Kanada über die Erfüllung des 
Genter Vertrags von 1814) festgestellt, daß die Indianerstämme in den 
Vereinigten Staaten von Amerika nur innerstaatliche, jedoch keine 
völkerrechtliche Rechts- und Handlungsfähigkeit hätten. 

Die Frage, ob die Lakota die Rückgabe der Black Hills nach der vom 
Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten von Amerika 1980 be- 
stätigten Entscheidung des für Forderungen der Indianer zuständigen 
,, Court of Claims“, ihnen eine Entschädigungsleistung zuzubilligen, 
weiter verlangen können, ist nach Auffassung der Bundesregierung 
eine innere Angelegenheit der Vereinigten Staaten von Amerika. Unter 
diesem Gesichtspunkt würde die Bundesregierung die Frage auch be- 
trachten, falls sie in der VN-Vollversammlung anhängig gemacht würde. 
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Abgeordnete 

Frau 

KeUy 

(DIE GRÜNEN) 


Wenn nein, wie begründet sich die Haltung der Re- 
gierung angesichts der Tatsache, daß die Arbeits- 
gruppe Eingeborene Völker der UN-Menschenrechts- 
kommission eindeutig die Verletzung der Menschen- 
rechte der Lakota bestätigt hat und die Bundesrepu- 
blik Deutschland Unterzeichner der Menschenrechts- 
konvention ist? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. März 

Die Unterkommission der VN-Menschenrechtskommission hat 1982 
eine Arbeitsgruppe Eingeborene Völker eingesetzt. Auf der ersten 
Sitzung der Arbeitsgruppe trugen auch Vertreter der Lakota-Indianer 
ihr Anliegen vor und warfen den USA Menschenrechtsverletzungen 
vor. Die Arbeitsgruppe hat die Beschwerden der Lakota kommentarlos 
in ihren Jahresbericht aufgenommen, in keiner Weise dazu Stellung 
bezogen und nicht als Menschenrechtsverletzung bezeichnet. 


3. Abgeordneter 
Kretkowski 
(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, daß sich der frühere Bun- 
desjustizminister Dr. Jaeger nach seiner Ernennung 
zum Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in 
der UN-Menschenrechtskommission erneut für die 
Wiedereinführung der Todesstrafe ausgesprochen 
hat, und wie stellt die Bundesregierung gegebenen- 
falls sicher, daß Dr. Jaeger in Genf die übereinstim- 
mende Haltung aller Fraktionen des Deutschen Bun- 
destages zur Todesstrafe vertritt und dort deren 
weltweite Ächtung mit Nachdruck fordert? 
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Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 27. März 

Presseberichte, daß sich der frühere Bundesminister der Justiz Dr. Jae- 
ger nach seiner Ernennung zum Vertreter der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der VN-Menschenrechtskommission erneut für die Wiederein- 
führung der Todesstrafe ausgesprochen haben soll, treffen nicht zu. 

Bundesminister a. D. Dr. Jaeger hat in einem Interview, das im ,, Sonn- 
tagsblatt“ vom 4. März 1984 als Auszug aus einem längeren Gespräch 
mit dem NDR/WDR veröffentlicht wurde, lediglich seine persönliche 
Ansicht bestätigt. Zugleich hat er sich hinsichtlich der Behandlung der 
Initiative der Bundesregierung zur weltweiten Abschaffung der Todes- 
strafe für die Lösung ausgesprochen, welche die besten Aussichten für 
eine erfolgreiche Fortführung der Initiative in den Vereinten Nationen 
bietet, und zwar die Verweisung an die Unterkommission der Men- 
schenrechtskommission zur weiteren eingehenden Beratung. Unter der 
Leitung von Bundesminister a. D. Dr. Jaeger ist es der deutschen Dele- 
gation nach intensiven Verhandlungen mit den übrigen zweiundvierzig 
Delegationen gelungen, dieses Ziel durch eine im Konsens verabschie- 
dete Resolution zu erreichen. 

Dr. Jaeger hat in Genf die Aufgaben des deutschen Delegationsleiters 
mit Takt, Engagement und politischem Geschick wahrgenommen. 
Hierfür ist ihm die Bundesregierung zu Dank verpflichtet. 


4. Abgeordneter 
Verheyen 
(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Hilfsmaßnahmen für das von Hungersnot 
betroffene Mosambik' haben die Bundesregierung 
und die EG bisher eingeleitet, und welche weiteren 
Maßnahmen sind geplant? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. März 

Die Bundesregierung hat in den letzten drei Monaten folgende Maß- 
nahmen zugunsten der Hungernden in Mosambik durchgeführt: 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat über das 
Deutsche Rote Kreuz Trockenfisch im Wert von 495 000 DM verteilt. 
Weiterhin wurden im Rahmen der bilateralen Nahrungsmittelhilfe 
4 000 Tonnen Weizen im Wert von ca. 4,5 Millionen DM sowie weitere 
1 000 Tonnen Weizen und einen Lastkraftwagen im Wert von ca. 
1,2 Millionen DM über den Deutschen Caritas-Verband zur Verfügung 
gestellt. 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit erwägt, als 
weitere Hilfsmaßnahme 2 000 Tonnen Getreide im Wert von ca. 1,3 Mil- 
lionen DM für mosambikanische Flüchtlinge in Zimbabwe zu liefern. 

Das Auswärtige Amt hat im Rahmen der humanitären Hilfe Transport- 
kosten für Nahrungsmittel aus dem Welternährungsprogramm in Höhe 
von ca. 100 000 DM sowie 350 000 DM für Saatgut, Zelte und Medi- 
kamente über die Botschaft Maputo aufgewandt. Weiterhin wurde ein 
Hilfsprogramm des Deutschen Caritas-Verbands in Höhe von insgesamt 
700 000 DM mit einer Zuwendung von 400 000 DM gefördert. 

Die Europäische Gemeinschaft führt umfangreiche Soforthilfemaßnah- 
men im Gesamtwert von bisher 3,925 Millionen ECU (ca. 10 Millionen 
DM) durch. Ein Großteil ( 1 ,4 Millionen ECU) wird über das Deutsche 
Rote Kreuz (Direktverwaltung von Nahrungsmitteln) als EG-Soforthil- 
feorganisation (dquipe d’intervention) abgewickelt. Die EG-Hilfe um- 
faßt auch medizinische Maßnahmen und die Lieferung großer Mengen 
Saatgut (1,3 Millionen ECU, d. h. ca. 3,5 Millionen DM). Eine Fortset- 
zung dieses Programms für Mosambik bis zum Jahresende ist in Aussicht 
genommen; der finanzielle Umfang liegt noch nicht fest. Außerdem 
wird Mosambik im Rahmen der EG-Nahrungsmittelhilfe berücksichtigt. 
Aus der Nahrungsmittel-Soforthilfe der EG hat Mosambik 20 000 Ton- 
nen Getreide sowie Bohnen im Gegenwert von 1,3 Millionen ECU (ca. 
3,5 Millionen DM) erhalten. 
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Neben diesen Hilfsvorhaben führen das Welternährungsprogramm 
(WEP) in Zusammenarbeit mit dem Koordinator für Katastrophen- und 
Soforthilfe der VN (UNDRO), zahlreiche Staaten und westliche Hilfs- 
organisationen umfangreiche Programme zur Unterstützung der Hun- 
gernden in Mosambik durch. 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen Grün- 
Schwenninger den dem südafrikanischen Gewerkschaftsführer 
(DIE GRÜNEN) Samson Ndou, der in diesen Tagen als Gast der 
Bundesregierung in Bonn sein sollte, die Ausreise 
durch die südafrikanische Regierung verweigert 
wurde, und in welcher Weise gedenkt die Bundes- 
regierung in Zukunft sicherzustellen, daß ihre Gäste 
aus Südafrika tatsächlich der Einladung Folge leisten 
können? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 23. März 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt dagegen verwahrt, daß Süd- 
afrikanern Besuche in der Bundesrepublik Deutschland verwehrt wer- 
den, weü sie die zur Ausreise aus Südafrika erforderlichen Reisedoko- 
mente nicht erhalten. Sie hat ihr Befremden hierüber auch in ihrer Ant- 
wort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD zur Politik im süd- 
lichen Afrika (Drucksache 10/833 vom 21. Dezember 1983, Seite 5) 
zum Ausdruck gebracht. 

Die Bundesregierung betrachtet den Fall des südafrikanischen Gewerk- 
schaftsführers Samson Ndou als besonders bedauerlich, da den süd- 
afrikanischen Stellen bekannt ist, daß Ndou einer Einladung der Bun- 
desregierung folgen möchte. 

Die Bundesregierung ist dieserhalb bei der südafrikanischen Regierung . 
vorstellig geworden und wird sich weiterhin nachdrücklich dafür ein- 
setzen, daß Herr Ndou die Einladung in die Bundesrepublik Deutsch- 
land wahrnehmen kann. Dies würde auch für den Fall gelten, daß die 
südafrikanische Regierung die südafrikanische Staatsbürgerschaft 
Ndous in Frage stellen und ihn als Bürger eines für „unabhängig“ er- 
klärten Homeland-Gebietes betrachten sollte. 


6. Abgeordneter Ist eine Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Emmerlich im Ausland befugt, selbständig über die Erteilung 

(SPD) von Einreisevisa zu entscheiden oder muß sie die 

zuständige Ausländerbehörde in der Bundesrepublik 
Deutschland einschalten? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 27. März 

Gemäß § 20 Abs. 4 des Ausländergesetzes sind im Ausland die Vertre- 
tungen der Bundesrepublik Deutschland die zuständigen Paß- und 
Sichtvermerksbehörden, Sie entscheiden im Rahmen der relevanten 
Gesetze, Verordnungen und Vorschriften in eigener Zuständigkeit 
über den Sichtvermerksantrag. Die vorherige Zustimmung der zustän- 
digen Ausländerbehörde ist in allen Fällen vorgeschrieben, in denen 
ein Aufenthalt von länger als drei Monaten oder die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit beabsichtigt ist. Dies trifft z. B. auf die Sie interessie- 
renden politischen Flüchtlinge zu. 


7. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 
(SPD) 


Ist eine Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland befugt, die Einreiseerlaubnis zu verwei- 
gern, wenn der Antragsteller angibt, politischer Ver- 
folgung ausgesetzt zu sein und in der Bundesrepu- 
blik Deutschland politisches Asyl beantragen zu 
wollen? 
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8. Abgeordneter Ist eine Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 

Dr. Emmerlich im Ausland befugt, von sich aus zu entscheiden, ob 

(SPD) eine politische Verfolgung eines solchen Antrag- 

stellers vorliegt oder nicht? 

Antwort des Staatsministers Möllemaim 
vom 27. März 

Die Auslandsvertretungen entscheiden über die Sichtvermerksanträge 
auf Grund der ihnen vorgelegten Unterlagen und auf Grund der ihnen 
am Amtssitz zur Verfügung stehenden oder zugänglichen Erkenntnis- 
quellen. Hierbei haben sie alle einschlägigen Gesichtspunkte zu berück- 
sichtigen; außer Gründen politischer oder wirtschaftlicher Art oder von 
Belangen des Arbeitsmarktes sind auch Gründe zu berücksichtigen, die 
in der Person des Antragstellers liegen, wie z. B. das Bestreben, als poli- 
tischer Flüchtling in unserem Land anerkannt und aufgenommen zu 
werden. Kommt die Vertretung nach Prüfung des Antrags zu dem Er- 
gebnis, daß die Anwesenheit des Ausländers Belange der Bundesre- 
publik Deutschland beeinträchtigt oder hat die zuständige Ausländer- 
behörde die erforderliche Zustimmung versagt, so hat die Vertretung 
den Sichtvermerk ohne Angabe von Gründen abzulehnen; dies ent- 
spricht allgemeiner internationaler Übung. 

Das Asylrecht für politisch Verfolgte ist territorial gebunden. Politi- 
sches Asyl kann nur innerhalb des Staatsgebiets der Bundesrepublik 
Deutschland begehrt werden. Die Einreise von Ausländern in die Bun- 
desrepublik Deutschland mit der Absicht, hier Asyl zu verlangen, 
richtet sich nach den allgemeinen ausländerrechtlichen Grundsätzen. 
Wird eine solche Einreise begehrt, ist ein Antrag auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks zu stellen. Die 
Zustimmung der zuständigen Ausländerbehörde ist zunächst einzu- 
holen. In allen Fällen, in denen ein Antragsteller eine politische Ver- 
folgung glaubhaft vorträgt und um Asyl in der Bundesrepublik 
Deutschland bittet und die Einreise zu diesem Zweck beantragt, sind 
die Auslandsvertretungen angewiesen, dem Auswärtigen Amt zu be- 
richten. Das Auswärtige Amt ist bemüht, in Fällen echter Flüchtlinge 
deren humanitäres Anliegen gegenüber der Innenverwaltung zu unter- 
stützen. 

Eine Entscheidung darüber, ob eine politische Verfolgung vorliegt, 
ist mit einer positiven oder negativen Entscheidung über die Einreise 
nicht verbunden. Die Entscheidung über die politische Verfolgung 
steht — nach erfolgter Einreise und Asylantragstellung — nur dem 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge zu. 


9. Abgeordneter 

Schröder 

(Hannover) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die hondura- 
nische Regierung und der Hohe Flüchtlingskom- 
missar der UN im Laufe des Jahres 1984 die Flücht- 
lingslager Colomoncagua, San Antonio, El Tesoro 
und teilweise Mesa Grande, in denen Tausende 
von politischen Flüchtlingen aus El Salvador und 
einige Hundert aus Guatemala leben, ins Landes- 
innere von Honduras verlegen will, obwohl diese 
Lager seit knapp vier Jahren bestehen, gut funktio- 
nieren und dies gegen den ausdrücklich erklärten 
Willen der Flüchtlinge durchgeführt werden soll, und 
wenn ja, welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zu diesem Vorhaben ein? 


10. Abgeordneter 
Schröder 
(Hannover) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Hohe 
Flüchtlingskommissar der UN beabsichtigt, Schutz 
und Hilfe für die Flüchtlinge in den angestammten 
Lagern dann zu verweigern, wenn sich die Flücht- 
linge weiterhin gegen die Verlegung aussprechen und 
daß bereits jetzt die Hilfen für die Flüchtlinge ge- 
kürzt bzw. gestrichen wurden, um auf diese Weise 
die Flüchtlinge zur Umsiedlung zu zwingen? 
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Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 27. März 

Es trifft zu, daß der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio- 
nen (UNHCR) und die honduranische Regierung Flüchtlinge aus Guate- 
mala, Nicaragua und El Salvador, die in den Grenzlagern El Tesoro, San 
Antonio, Colomoncagua und einem Teü von Mesa Grande leben, in das 
Landesinnere von Honduras umsiedeln wollen. Dies entspricht der all- 
gemeinen, auf jahrzehntelanger Erfahrung beruhenden Praxis des 
UNHCR, die auch in Flüchtlingssituationen auf anderen Kontinenten 
Anwendung fand und findet, um den Flüchtlingen ein höheres Maß 
an Sicherheit und an Selbstversorgung zu ermöglichen. Sie werden 
dort auch eine größere Bewegungsfreiheit als in den bisherigen Lagern 
haben. In der Provinz Yoro wurden elf Areale mit insgesamt 3 100 Hek- 
tar festgelegt, die sich für die Niederlassung der Flüchtlinge eignen und 
ihnen die Selbstversorgung mit Lebensmitteln ermöglichen würden. Der 
UNHCR hat mit der honduranischen Regierung Verhandlungen geführt, 
die den Flüchtlingen Bewegungsfreiheit und Zugang zu den örtlichen 
Märkten sichern sollen. 

Es trifft sicher zu, daß die Umsiedlungen für die Flüchtlinge zunächst 
Belastungen mit sich bringen. Die Bundesregierung hat jedoch keinen 
Anlaß, an der Sorgfalt und Umsicht des UNHCR bei den geplanten 
Maßnahmen zu zweifeln. Der UNHCR hat zugesichert, zusammen mit 
der honduranischen Regierung für eine menschlich rücksichtsvolle 
Durchführung der Umsiedlung zu sorgen. Die Regierung von Honduras 
hat der Bundesregierung ihre Bereitschaft mitgeteilt, bei den Maß- 
nahmen zur Sicherheit und Versorgung der Flüchtlinge eng mit dem 
UNHCR zusammenzuarbeiteri. 

Der UNHCR wird weiterhin im Grenzgebiet tätig sein und den Schutz 
neu eintreffender Flüchtlinge gewährleisten. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß zu der Annahme, der UNHCR 
werde den in den bisherigen Lagern verbleibenden Flüchtlingen Schutz 
und Hilfe verweigern. Der UNHCR hat mitgeteilt, daß er sich bemühen 
werde, Alternativlösungen zu finden, die eine Fortsetzung der Hilfe für 
diese Flüchtlinge ermöglichen. Auf jeden Fall werde der UNHCR den 
internationalen Schutz der Flüchtlinge sichern, wo immer sie sich auf 
honduranischem Staatsgebiet aufhalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Hat die Bundesregierung entsprechend früheren Zu- 
sagen eine Prüfung der Frage, inwieweit Vorkehrun- 
gen zur Entlastung der unteren Einkommensgrup- 
pen im öffentlichen Dienst getroffen werden kön- 
nen, eingeleitet, und wann kann mit einem konkre- 
ten Prüfungsergebnis gerechnet werden? 


Welchen Spielraum sieht die Bundesregierung, 
Strukturverbesserungen in der Beamtenbesoldung 
in diesem oder im nächsten Jahr vorzunehmen; 
strebt sie solche Verbesserungen wenigstens im 
einfachen Dienst an? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 22. März 

Die Prüfung besonderer Maßnahmen für die Bereiche des einfachen 
und des mittleren Dienstes ist im Gange, jedoch noch nicht abge- 
schlossen. Zeitvorstellungen hinsichtlich der Verwirklichung von 
Vorschlägen sind mit dem Prüfungsergebnis untrennbar verknüpft. 
Den Abschluß der Prüfung im laufenden Jalir strebe ich an. 


1 1 . Abgeordneter 

Dr. Schmude 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Dr. Schmude 
(SPD) 
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13, Abgeordneter Wird die Deutsche Kulturstiftung, Heidelberg, aus 
Catenhusen öffentlichen Mitteln' des Bundes gefördert (Zitat 

(SPD) aus der Broschüre ARBEIT GOTT DER DEUT- 

SCHEN, Der uralte Sternenweg unserer Ahnen zu 
kosmischer Freiheit: „Die Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland schuf durch ihre fi- 
nanzielle Förderung die Voraussetzung für die prak- 
tische Erforschung der menschlich-kosmischen Aus- 
bildungsprogramme unserer Vorfahren“), und ist sie 
als gemeinnütziger Verein anerkannt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 26. März 


Nach dem gegenwärtigen Informationsstand der Bundesregierung ge- 
hört die ,, Deutsche Kulturstiftung“, Heidelberg, zum Umfeld der 
sogenannten „Transzendentalen Meditation“. Die Stiftung wird aus 
öffentlichen Mitteln des Bundes nicht gefördert; der Bundesregierung 
ist nicht bekannt, ob die Stiftung als gemeinnütziger Verein anerkannt 
ist. 

Die Bundesregierung wird das öffentliche Auftreten der Stiftung 
weiter beobachten. Sie hat zu diesem Zweck auch Kontakt mit der 
zuständigen Landesregierung von Baden-Württemberg aufgenommen. 


14. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesregierung 1983 im 

Clemens Rahmen der Zonenrandförderung Finanzmittel für 

(CDU/CSU) den Sport zur Verfügung gestellt, und wie verteÜen 

sich diese Mittel auf die Länder? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 26. März 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1983 insgesamt 35 051 823,14 DM 
für den Sportstättenbau im Zonenrandgebiet zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesländer mit Zonenrandgebieten haben davon erhalten: 

Bayern 19 363 291,07 DM 

Hessen 3 418 616,00 DM 

Niedersachsen 5 194 650,57 DM 

Schleswig-Holstein 7 075 265.50 DM 

35051 823,14 DM 

15. Abgeordneter Entspricht die Verteüung der Finanzmittel auf die 

Clemens Länder den festgelegten Länderquoten? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 26. März 

Nach dem von der Bundesregierung 
ergäben sich folgende Länderquoten: 

Bayern 33,96 = 

Hessen 1 3 ,3 5 = 

Niedersachsen 28,33 = 

Schleswig-Holstein 24,36 = 

Die Differenz zu den in der Antwort zu Frage 14 aufgeführten, den 
Bundesländern tatsächlich zugewiesenen Bundesmitteln, ergibt sich 
aus den unterschiedlichen Förderungsverfahren und -möglichk eiten 
der einzelnen Länder. Deshalb konnte vor allem das Land Nieder- 
sachsen die ihm nach dem Verteilerschlüssel zustehende Landesquote 
nur zu einem Teil ausschöpfen. Dagegen war es dem Freistaat Bayern 
möglich, über den Schlüssel hinausgehende Bundesmittel dem Sport- 
stättenbau zuzuführen und damit den bestehenden Antragsstau er- 
heblich abzubauen. 


prakt iziert en V er teiler Schlüssel 


11 903599,00 DM 
4 679 419,00 DM 
9 930 181,00 DM 
8 538 624,00 DM 

35 051 823,00 DM 
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16. Abgeordneter Wieviel Finanzmittel sind für das Jahr 1984 im Rah- 
Clemens men der Zonenrand förderung für den Sport vorge- 

(CDU/CSU) sehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 26 . März 


1984 stehen vorläufig folgende Landesquoten aus Bundesmitteln zur 
Verfügung: 


Bayern 

Hessen 

Niedersachsen 

Schleswig-Holstein 


8 286 240,00 DM 
3 257 400,00 DM 
6 912 520,00 DM 
5 943 840,00 DM 


24 400 000,00 DM 


Die betroffenen Bundesländer sind mit Schreiben vom 24. Februar 
1984 über die Höhe der ihnen zustehenden Förderungsquoten und 
die Höhe der zunächst bereitgestellten Mittel informiert worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordnete 

Frau 

Beck-Oberdorf 
(DIE GRÜNEN) 


Welche Informationen liegen der Bundesregierung 
vor über den augenblicklichen Stand der Beziehun- 
gen Uruguays mit dem Internationalen Währungs- 
fonds (IWF), und welche Position vertritt die Bun- 
desregierung bezüglich der in der Presse gemeldeten 
Aussetzung der IWF-Zahlungen an Uruguay im 
Rahmen des Stand by-Kredits vom Februar 1983? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. März 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) gewährte Uruguay auf der 
Grundlage eines mit den uruguayischen Behörden vereinbarten Sta- 
bilisierungsprogramms am 22. April 1983 einen im Verlauf von zwei 
Jahren auszahlbaren Bereitschaftskredit über 378 Millionen Sonder- 
ziehungsrechte (ca. 400 Millionen US-Dollar). Die Auszahlung wurde 
— wie es bei solchen IWF-Krediten vorgesehen ist — davon abhängig 
gemacht, daß die uruguayischen Behörden bestimmte Erfüllungskri- 
terien einhalten. 

Im Einklang mit diesen Vereinbarungen wurden die Auszahlungen 
im Dezember 1983 unterbrochen, weil wichtige haushaltspolitische 
Ziele verfehlt waren und damit der Erfolg der Stabilisierungsbemü- 
hungen in Frage gestellt war. Der Bundesregierung liegen Informa- 
tionen darüber vor, daß Gespräche zwischen den uruguayischen Be- 
hörden und dem IWF über eine Wiederaufnahme der Kreditgewährung 


Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung 
zwischen den schweren Verletzungen der Menschen- 
rechte in Uruguay und den Auflagen des Internatio- 
nalen Währungsfonds für dieses Land (u. a. erheb- 
liche Kaufkraftverluste für die ärmeren Bevölke- 
rungsschichten), die nur gegen den wachsenden 
Widerstand der Bevölkerung durchgesetzt werden 
können? 


vorgesehen sind. 

18. Abgeordnete 

Frau 

Beck-Oberdorf 
(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. März 

Die Bundesregierung sieht keinen Zusammenhang zwischen den zwi- 
schen Kreditnehmerland und Internationalem Währungsfonds (IWF) 
vereinbarten wirtschaftspolitischen Zielen und etwaigen Menschen- 
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rechtsverletzungen in Uruguay oder auch anderen Ländern. Die Wirt- 
schaftsprogramme des IWF orientieren sich ausschließlich an wirt- 
schaftlichen Kriterien und sind darauf ausgerichtet, die wirtschaft- 
liche Stabilität des Kreditnehmerlandes wiederherzustellen. Sie bieten 
selbstverständhch keinem Mitgliedsland eine Rechtfertigung, gegen 
Menschenrechte zu verstoßen. 


Weshalb ist die Bundesregierung von der Zusage 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten an die Kartoffelbrennerei abgewichen, 
die Jahresbrennrechte für die nächsten zwei bis drei 
Jahre auf 80 v. H. festzuschreiben, und hat die Jah- 
resbrennrechte für landwirtschaftliche Kartoffel- 
Brennereien schließlich auf 70 v. H. gesenkt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. März 

Die Jahresbrennrechte werden nach dem Gesetz über das Branntwein- 
monopol von der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein unter 
Berücksichtigung ihres Alkoholvorrats, des voraussichtlichen Bedarfs 
und nach den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln festgelegt. Wegen 
des hohen Bestandes an Agraralkohol und des stark rückläufigen Ab- 
satzes konnte den landwirtschaftlichen Kartoffelbrennereien für das 
laufende Betriebsjahr kein höheres Erzeugungskontingent als 70 v. H. 
des regelmäßigen Brennrechts zuerkannt werden. Für gewerbliche 
Brennereien beträgt das Jahresbrennrecht 50 v. H. 

Ein höheres Kontingent ist den Brennereien nicht zugesagt worden, 
weder für 1983/1984 noch für die folgenden Betriebsjahre, 


19. Abgeordneter 

Stockleben ‘ 
(SPD) 


20. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das 
Bundesministerium der Finanzen gegen den Wider- 
stand des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten das deutsche Branntwein- 
monopol beseitigen und damit einen ganzen Wirt- 
schaftszweig in existentielle Nöte bringen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. März 

Das Branntweinmomopol wird seit 1976 jährlich mit etwa 250 Mil- 
lionen DM aus dem Bundeshaushalt gestützt. Für Kartoffelalkohol 
wird mehr als das Doppelte seines Marktwertes aufgewendet. 

Die Prüfung, ob es Möglichkeiten gibt, den Aufwand für die Herstel- 
lung von Agraralkohol abzubauen und dabei berechtigte Belange der 
betroffenen Betriebe zu berücksichtigen, ist noch nicht abgeschlossen. 
Es gibt noch keine Entscheidungen zu diesem Themenkreis. 


2 1 . Abgeordneter Sind Erklärungen von Bundesminister Dr. Schneider 
Dr. Sperling zutreffend, daß die Bundesregierung beabsichtigt, 

(SPD) die Steuerabzugsmöglichkeiten für die Bauherren 

von Einfamilienhäusern mit Einliegerwohnungen 
einzuschränken? 


22. Abgeordneter Sind Meldungen zutreffend, nach denen die Bundes- 
Dr. Sperling regierung beabsichtigt, die familienpolitische Kom- 

(SPD) ponente in der steuerlichen Förderung der Bildung 

von Wohneigentum durch einen Abzugsbetrag von 
der Steuerschuld zu verstärken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. März 

Wie mein Kollege Dr. Voss auf Ihre Fragen 17 und 18 in der 49. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 25. Januar 1984 (Plenarprotokoll 
10/49) erklärt hat, prüft die Bundesregierung mögliche Formen der 
künftigen Besteuerung des selbstgenutzten Wohneigentums. Da diese 
Prüfungen nicht abgeschlossen sind, kann zu Einzelfragen gegenwärtig 
keine Stellung genommen werden. Die Möglichkeiten einer verbesser- 
ten steuerlichen Förderung von Familien bei der Bildung von Wohn- 
eigentum sind in diese Prüfung einbezogen. Der Bundesminister der 
Finanzen und der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau sind bestrebt, vor der Sommerpause eine Kabinettsvor- 
lage zu erarbeiten. 

23. Abgeordnete Wie viele Männer beschäftigte die Bundesfinanzver- 
Frau waltung im einfachen, mittleren, gehobenen und 

Weyel höheren Zolldienst in den Jahren 1982 und 1983? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. März 


Die Zahl der männlichen Bediensteten der Bundeszollverwaltung 
(ohne Beamte im Vorbereitungsdienst) belief sich auf: 


Laufbahn/Laufbahngruppe 

Dezember 1982 

Dezember 1983 

einfacher Dienst 

1 360 

1 357 

mittlerer Dienst 

19288 

19628 

gehobener Dienst 

7 362 

7 336 

höherer Dienst 

390 

405 


24. Abgeordneter 
Krizsan 

(DIE GRÜNEN) 


Liegen der Bundesregierung Vorschläge vor oder 
bestehen Überlegungen in der Bundesregierung, die 
Bemessungsgrundlage für die Kraftfahrzeugsteuer 
vom Hubraum auf eine Größe umzustellen, die die 
Schadstoffemissionen von Kraftfahrzeugtypen 
erfaßt? 


25. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine solche Umstellung 
Krizsan für möglich und/oder wünschenswert, und welche 

(DIE GRÜNEN) Emissionen würde sie als Bemessungsgrundlage für 
die Kraftfahrzeugsteuer aus Ökologischen Aspekten 
und aus Gründen der Administrierbarkeit Vor- 
schlägen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. März 

Die Bundesregierung hält es nicht für praktikabel, bei der Bemessung 
der Kraftfahrzeugsteuer an die Schadstoffe im Autoabgas anzuknüpfen. 
Eine solche Regelung würde voraussetzen, daß der vorhandene Bestand 
von über 24 Millionen Personenkraftwagen überprüft werden müßte. 
Außerdem setzen sich die Abgase eines Kraftfahrzeuges aus vielfältigen 
Schadstoffen zusammen. Die Ermittlung einer Bemessungsgrundlage, 
die alle Schadstoffe entsprechend ihrer Umweltbelastung berücksich- 
tigt, wäre außerordentlich schwierig. Hinzu kommt, daß die Abgaswerte 
eines Fahrzeugs von der persönlichen Fahrweise und dem technischen 
Zustand des Fahrzeugs abhängen. Im übrigen würde eine Änderung der 
Bemesseungsgrundlage nur zu geringfügigen Belastungsverschiebungen 
im Einzelfall führen und somit kaum einen Anreiz zur Anschaffung 
umweltfreundlicher Fahrzeuge bewirken. 

Die Bundesregierung prüft jedoch zur Zeit, ob im Zusammenhang mit 
ihrem Vorhaben, bleifreies Benzin einzuführen und die Schadstoffe 
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im Autoabgas zu vermindern, umweltfreundliche Fahrzeuge steuerlich 
begünstigt werden können. Dabei kommen Vergünstigungen bei der 
Kraftfahrzeugsteuer in Betracht. 


26. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der jährliche Steuerverzicht von Bund 
und Ländern durch das Bauherrenmodell und das 
Erwerbermodell? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. März 

Amtliche statistische Unterlagen über den Investitionsumfang bei 
Bauherren- und Erwerbermodellen liegen nicht vor. 

Unter Zugrundelegung von Verbandsangaben werden nach derzeitigem 
Rechtsstand die in Verbindung mit Bauherren- und Erwerbermodellen 
entstehenden Steuermindereinnahmen auf insgesamt rund 2 Milliar- 
den DM geschätzt. Bei diesen Berechnungen sind allerdings auch übli- 
che Betriebsausgaben, wie z. B. Fremdkapitalzinsen, berücksichtigt 
und die Steuerausfälle durch die Umsatzsteueroption (600 Millio- 
nen DM) - die ab 1985 entfällt - enthalten. Wie sich die Steuerminder- 
einnahmen danach entwickeln werden, läßt sich gegenwärtig noch nicht 
abschätzen. 


27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das 
Gobrecht Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 3. Novem- 

(SPD) ber 1982 (BStBl II S. 717) keine den Gesetzgeber 

bindenden Grundsätze hinsichtlich der Nachweis- 
pflicht und der Abgrenzung von Kinderbetreuungs- 
kosten enthält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 29. März 

Der in Ihrer Frage wiedergegebenen Auffassung stimme ich im wesent- 
lichen zu. Dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist allerdings zu 
entnehmen, daß nur der zusätzliche zwangsläufige Betreuungsaufwand 
berufstätiger Alleinerziehender zu berücksichtigen ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 


Trifft die Meldung der FAZ vom 15. März 1984 zu, 
daß die Firma Krauss-Maffei die Möglichkeit zur 
Errichtung eines Montagewerkes für Panzer in Ägyp- 
ten prüft, und wenn ja, wie beurteilt die Bundesre- 
gierung diesen Plan? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 23. März 

Die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 15. März 1984 
greift frühere Pressedarstellungen auf (vgl. z. B. Handelsblatt vom 
14. Februar 1984 und „Die Welt“ vom 14. und 15. Februar 1984). 

Die Krauss-Maffei AG hat damals laut Pressebereichten erklärt, daß es 
bisher zu keinen konkreten Plänen oder Vereinbarungen mit ägypti- 
schen Stellen gekommen ist. Die Firma hat auf Anfrage erneut mitge- 
teilt, daß sich an dieser Situation nichts geändert habe. Angesichts 
dieser Lage sieht die Bundesregierung gegenwärtig keine Veranlassung 
zu weiteren Stellungnahmen. 
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Kann bzw. könnte die Bundesregierung ausschlie- 
ßen, daß — wie die FAZ am 15. März 1984 berich- 
tete - Einzelbauteile deutscher Panzer über die 
Zwischenschaltung britischer, spanischer oder italie- 
nischer Firmen nach Ägypten kommen, dort zu Pan- 
zern zusammengesetzt werden und schheßlich unter 
Umgehung der Exportgenehmigung der Bundesre- 
gierung an Saudi-Arabien verkauft werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 23. März 

Die Ausfuhr von ,,Einzelbauteilen deutscher Panzer“ unterliegt all- 
gemein dem Genehmigungsvorbehalt, sofern es sich um Gegenstände 
handelt, die in der Ausfuhrliste (Anlage AL zur Außenwirtschafts- 
verordnung) Teil I aufgeführt sind. Die Behandlung von Exportanträgen 
für ,, Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter“ richtet sich nach den 
Politischen Grundsätzen der Bundesregierung vom 28. April 1982, 
die u. a. Endverbleibsregelungen vorsehen. 


29. Abgeordneter 

Dr. Feidmann 
(FDP) 


30. Abgeordnete 

Frau 

KeUy 

(DIE GRÜNEN) 


Wieviel australisches Uran hat die Bundesrepublik 
Deutschland seit 1970 importiert, und welche zu- 
künftigen Abkommen gibt es für weitere australi- 
sche/deutsche Urangeschäfte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 27. März 

Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland beziehen erst seit 
1981 nennenswerte Mengen an Natururan aus Australien. Bis Ende 
1983 wurden knapp 2 000 Tonnen eingeführt. 

Durch Beteiligungen deutscher Unternehmen an der Uranerzlager- 
stätte Ranger in Australien bestehen langfristige Lieferoptipnen, die 
für die gesamte Lebenszeit der Lagerstätte gelten. Betrachtet man 
den Zeitraum bis Mitte der 90er Jahre, so werden voraussichtlich 
rund 10 000 Tonnen Natururan aus Australien zur Versorgung deut- 
scher Kernkraftwerke beitragen. 


3 1 . Abgeordnete Wie viele und welche Atomindustrien in der Bundes- 
Frau republik Deutschland haben Niederlassungen oder 

Kelly Geschäftsverbindungen in AustraUen? 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 27. März 

Derzeit bestehen zwischen Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland und australischen Unternehmen atomwirtschaftliche 
Geschäftsverbindungen im Uranbereich. Am Projekt Ranger sind 
die Firmen Rheinbraun, Urangesellschaft und Saarberg Interplan 
durch ihre jeweiligen Tochterunternehmen in Australien beteiligt. 
Darüber hinaus bestehen noch Beteiligungen an zwei weiteren Lager- 
stätten, die noch nicht erschlossen sind und mit deren Realisierung 
auf absehbare Zeit nicht zu rechnen ist. 


32. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der 
Boroffka hiesigen Erdgasversorgung die Möglichkeit der 

(CDU/CSU) Nutzung des Mobil-MTG-Prozesses, aus Erdgas 

Benzin zu erzeugen, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 
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33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit 

Boroffka der Errichtung einer entsprechenden Anlage in 

(CDU/CSU) Berlin (West), um unter Ausnutzung des aus der 

Sowjetunion gelieferten Erdgases Berlin (West) von 
Benzinlieferungen von außerhalb unabhängiger zu 
machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 27. März 

Durch den MTG-Prozeß (Methanol to Gasoline) wird Methanol in 
Benzin umgewandelt. Das hierbei eingesetzte Methanol kann unter 
anderem auch aus Erdgas hergestellt werden. Um weitere Erfahrun- 
gen über diesen Prozeß zu gewinnen, läuft seit 1 V 2 Jahren bei der 
UK-Wesseling eine Demonstrationsanlage, die auch mit Mitteln des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie gefördert wird. 
Das dort eingesetzte Methanol wird aus Rohölrückständen hergestellt. 
Die bisherigen Ergebnisse bestätigen, daß die Wirtschaftlichkeit des 
MTG-Prozesses nur gegeben ist, wenn der Preis des eingesetzten Metha- 
nols wesentlich unter dem derzeitigen Marktpreis liegt. Bei dem heuti- 
gen Preisniveau für Erdgas in der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlin (West) ist jedoch eine Methanol-Herstellung zu diesen Bedin- 
gungen nicht möglich. Das Benzin könnte daher nur zu Kosten her- 
gestellt werden, die es am Markt unverkäuflich machen. 

Es werden daher vorläufig keine wirtschaftlichen Möglichkeiten für 
eine großtechnische Nutzung des MTG-Prozesses in der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder in Berlin (West) gesehen. 


34. Abgeordneter Wie hoch ist der Importanteil der Bundesrepublik 
Lennartz Deutschland gemessen an der Handelsbilanz der 

(SPD) ASEAN-Staaten und Hongkong im Vergleich zu 

den Ländern Japan, USA, Frankreich, Österreich 
und den Niederlanden? 


35. Abgeordneter Wie lauten die entsprechenden Zahlen für den Ex- 
Lennartz portanteil? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 28. März 

Die Bundesrepublik Deutschland ist nach Japan und den USA der 
drittgrößte Abnehmer von Erzeugnissen der ASEAN-Staaten und 
auch Hongkongs. Dies ist ein Zeichen sowohl für die Aktivitäten des 
deutschen Einfuhrhandels als auch der Exportbemühungen der ASEAN- 
Staaten. Einzelheiten ergeben sich aus der anliegenden Aufstellung. 
Zahlen für Österreich liegen nicht vor. 

Vom Volumen her liegen Japan wegen seiner geographischen Nähe 
und seiner auf ASEAN gerichteten Rohstoffimporte sowie die USA 
deutlich vor den deutschen Importen. 

Die Anteile der Niederlande am Import aus der ASEAN-Region ent- 
halten nach unserer Einschätzung auch Transitwaren. Die^e Lieferun- 
gen nach Rotterdam werden dort zollabgefertigt und nach Umladung 
auf Binnenschiffe/Bahn/Lastkraftwagen in die Nachbarstaaten - ins- 
besondere die Bundesrepublik Deutschland - weiterversandt. Frank- 
reich hat einen deutlich geringeren Warenverkehr mit der ASEAN- 
Region als die Bundesrepublik Deutschland. 

Die Anteile sind nach den Ergebnissen des Jahres 1982 errechnet 
worden, da für 1983 noch keine vollständigen Angaben vorliegen. 


36. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 


Gibt es in den ASEAN-Staaten und Hongkong 
deutsche Handelskammern, und wenn ja, wie sind 
diese personell ausgestattet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 28. März 

In den ASEAN-Staaten gibt es zwei deutsche Auslandshandelskam- 
mern, und zwar in 

Thailand und Indonesien. 

Diese Kammern sind personell wie folgt ausgestattet (gesamtes ent- 
sandtes und lokales Personal): 

Thailand = 8 Beschäftigte 

Indonesien = 12 Beschäftigte. 

Darüber hinaus gibt es noch eine Deutsche Sektion bei der Europäi- 
schen Handelskammer in Manila, die nicht in die deutsche Kammer- 
organisation eingebunden und deren personelle Ausstattung nicht 
bekannt ist. 

In Hongkong besteht keine deutsche Auslandshandelskammer. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

37. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne der 

Wolfram EG-Kommission, riesige EG-Buttermassen zu ver- 

(Recklinghausen) nicht en? 

(SPD) 

38. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 

Wolfram angesichts des Hungers in der Welt und der Armut 

(Recklinghausen) auch in vielen Teilen Europas unverantwortlich 
(SPD) wäre, Butter zu vernichten, und ist die Bundesre- 

gierung bereit, billige Butter an Arbeitslose, Sozial- 
hilfeempfänger, Altenheime u. a. auszuliefern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 22. März 

Der Bundesregierung sind keine Pläne der EG-Kommission bekannt, 
Butter zu vernichten. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß es unverantwortlich wäre, 
Butter zu vernichten; sie würde sich derartigen Plänen widersetzen. 

Die Bundesregierung ist bereit, Butterverbilligungsmaßnahmen der EG 
zu unterstützen, bei denen der erzielbare Mehrverbrauch und die Ver- 
billigungskosten in einem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen, 
was bei den seit vielen Jahren durchgeführten Butterverbilligungsmaß- 
nahmen der EG für nachfolgend genannte Zielgruppen zutrifft: 

1. Gemeinnützige Einrichtungen, wie z. B. Altersheime, das Mütter- 
genesungswerk, Behindertenheime, Krankenhäuser, Altenwohn- und 
Pflegeheime, Jugendherbergen, 

2. Streitkräfte und ihnen gleichgestellte Einheiten, 

3. Butterreinfett zum Kochen, Backen und Braten in Kleinverkaufs- 
packungen für jeden Endverbraucher, 

4. Hersteller von Backwaren, Rohteigen und Backvormischungen, 

5. Hersteller von Speiseeis und Speiseeispulver, 

6. Butter und Butterre infett (Butteröl) als kostenlose Nahrungsmittel- 
hilfe für die notleidende Bevölkerung der Dritten Welt. 

Es hat sich jedoch gezeigt, daß mit diesen Absatzmaßnahmen allein 
eine Lösung des Überschußproblems nicht erreicht werden kann. Des- 
halb muß die Milcherzeugung an die Nachfrage angepaßt werden. Hier- 
bei unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag der Kommission, 
die Preisgarantie auf eine Menge zu beschränken, die den Absatzmög- 
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lichkeiten besser angepaßt ist als die heutige Produktion. Die Verwirk- 
lichung dieses Vorschlages wird die öffentlichen Haushalte und Steuer- 
zahler entlasten. 


39. Abgeordneter Welche Gesetze und Verordnungen, die Tierversuche 
Stutzer direkt oder indirekt vorschreiben, will die Bundesre- 

(CpU/CSU) gierung vor dem Hintergrund des inzwischen einge- 

tretenen technisch-wissenschaftlichen Fortschritts 
und neuer Ersatz- und Ergänzungsmethoden, die an 
die Stelle von Tierversuchen treten können, mit dem 
Ziel überprüfen, inwieweit unter Berücksichtigung 
des Sicherheitsbedürfnisses der Bevölkerung eine 
Einschränkung der Tierversuche und eine geringe 
Belastung der Versuchstiere realisierbar sind, und 
wann kann mit einem Abschluß dieser Überprüfung 
gerechnet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 26. März 

Sobald sich nach dem neuesten Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 
Möglichkeiten zur Einschränkung von Tierversuchen ergeben, paßt 
die Bundesregierung die entsprechenden nationalen Rechtsvorschrif- 
ten schnellstmöglich an; in gleicher Weise setzt sie sich dafür ein, daß 
die bestehenden supranationalen Vorschriften jeweils dem neuesten 
Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse entsprechen. 

In Zusammenhang mit dem bevorstehenden Beschluß über die Novel- 
lierung des Tierschutzgesetzes wird die Bundesregierung diese Bemü- 
hungen verdeutlichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


40. Abgeordneter 

Dolata 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, 
in Gesprächen und Verhandlungen mit der anderen 
Seite die bisher gültige Regelung, wonach Rentner 
aus der DDR bis zu 30 Tagen im Jahr zu Besuchs- 
zwecken ausreisen dürfen, auf mehr als 30 Tage zu 
erweitern? 


41. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 


Wann und unter welchen Umständen ist damit zu 
rechnen, daß die Ausdehnung der Gesamtbesuchs- 
dauer über 30 Tage hinaus Bestandteil von Verhand- 
lungen mit der Regierung der DDR sein und reali- 
siert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 23. März 

Die Bundesregierung setzt sich gegenüber der DDR für weitere Erleich- 
terungen im innerdeutschen Reiseverkehr ein. Sie ist in hohem Maße 
daran interessiert, daß die Deutschen in der DDR mehr Reise möglich- 
keiten in die Bundesrepublik Deutschland erhalten als das bisher der 
Fall ist. 

Von Rentnern aus der DDR, die - von Ausnahmen abgesehen - für 
30 Tage im Jahr Verwandte in der Bundesrepublik Deutschland be- 
suchen können, wird dieser Zeitraum im allgemeinen als ausreichend 
empfunden, zumal in dringenden Familienangelegenheiten auch außer- 
halb des 30-Tage-Kontingents zusätzliche Reisegenehmigungen erteilt 
werden können. 


14 



Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1219 


Ich verkenne dabei nicht, daß die bestehende Regelung in Einzelfällen 
unzureichend sein kann. Die Bundesregierung drängt daher gegenüber 
der DDR bei jeder geeigneten Gelegenheit auf eine großzügige und im 
Einzelfall flexible Genehmigungspraxis in Reiseangelegenheiten. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 

42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, weitere bürokrati- 

Milz sehe Hemmnisse in der beruflichen Bildung zu be- 

(CDU/CSU) seitigen, wie z. B. das Erfordernis eines gesonderten 

Ablegens der Lehrverträge von den übrigen Perso- 
nalakten, das Aushängen von Listen über Beginn 
und Beendigung der Arbeitszeit und der Pausenzeit, 
wenn in dem jeweiligen Betrieb mehr als drei Lehr- 
linge ausgebildet werden, das Führen von Verzeich- 
nissen der beschäftigten Lehrlinge unter Angabe des 
Vor- und Familiennamens, des Geburtsdatums und 
der Wohnanschrift, das Aushängen des Textes des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes unter Hinzufügung der 
Anschrift des zuständigen Gewerbeaufsichtsamtes? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 22. März 

Das Bundeskabinett hat am 29. Februar 1984 Vorschläge zum Gesetz- 
entwurf des Bundesrates zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
beschlossen und in die Beratungen der Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages eingebracht. Diese Vorschläge enthalten die nach Auffassung 
der Bundesregierung zur Verbesserung der Ausbüdungs- und Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten Jugendlicher und im Interesse einer praxisorien- 
tierten betrieblichen Berufsausbildung sowie der Zusammenarbeit von 
Jugendlichen und Erwachsenen im Betrieb notwendigen Änderungen 
und Ergänzungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf, darüber hinausge- 
hende Änderungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes vorzuschlagen. Die 
in Ihrer Frage als ,, bürokratische Hemmnisse“ bezeichneten Regelungen 
sind im Interesse der jugendlichen Auszubildenden und der mit der 
Überwachung des Jugendarbeitsschutzgesetzes betrauten Aufsichts- 
behörden auch weiterhin erhaltenswert. Sie ermöglichen einerseits 
die jederzeitige Information des Jugendlichen über seine Schutzrechte 
und erleichtern andererseits die Kontrolle der Einhaltung der Vor- 
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes durch die zuständigen Auf- 
sichtsbehörden. 

Der Bundesregierung sind keine Regelungen bekannt, die das geson- 
derte Ablegen der Lehrverträge von den übrigen Personalakten vor- 
sehen. 

43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das unterschied- 

Keller liehe Vorgehen der Krankenkassen bei der Kranken- 

(CDU/CSU) Scheinausgabe nach § 188 RVO, und hat sich nach 

Auffassung der Bundesregierung die mit dem Kran- 
kenhauskostendämpfungsgesetz vom Dezember 
1981 eingefügte Bestimmung bewährt oder werden 
Änderungen erwogen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 22. März 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich die Spitzenverbände der 
Träger der Krankenversicherung hinsichtlich der Umsetzung des § 188 
Reichsversicherungsordnung nicht auf ein einheitliches Vorgehen ver- 
ständigen konnten. Der Gesetzgeber hat bewußt darauf verzichtet, 
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das Ausgabeverfahren für Krankenscheine vorzuschreiben (vgl. Bericht 
des federführenden Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung des 
Deutschen Bundestages, Drucksache 9/976). Er hat den Spielraum der 
Selbstverwaltung insoweit nicht eingeengt. 

Für eine abschließende Bewertung der erst am 1. Januar 1984 in Kraft 
getretenen Neuregelung des § 188 Reichsversicherungsordnung liegen 
ausreichende Erfahrungen und Unterlagen noch nicht vor. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt daher nicht, den gesetzgebenden Körperschaften 
eine Änderung des § 188 Reichsversicherungsordnung vorzuschlagen. 

44. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit einiger 

Dr. Faltlhauser Zeit in zunehmendem Maße Privatgläubiger, Fi- 
(CDU/CSU) nanzämter und Gemeindesteuerbehörden Kinder- 

geld von Famüien pfänden? 

45. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bun- 

Dr. Faltlhauser desfinanzhofes in München, daß das Kindergeld 
(CDU/CSU) , »keiner besonderen Zweckbestimmung unterliegt“, 

und wenn nicht, welche Schritte beabsichtigt die 
Bundesregierung gegen die Pfändung von Kinder- 
geldern zu unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 26. März 

Die Bundesregierung ist darüber informiert, daß das Kindergeld in 
letzter Zeit zunehmend auch von anderen Personen oder Stellen als 
den unterhaltsberechtigten Kindern des Leistungsempfängers gepfän- 
det wird, nicht selten auf Grund von Forderungen, die mit den Un- 
terhaltsleistungen für die betroffenen Kinder in keinem Zusammen- 
hang stehen. Sie verfolgt diese Entwicklung mit Aufmerksamkeit. 

Das Kindergeld dient nach § 6 Erstes Buch Sozialgesetzbuch dazu, die 
wirtschaftlichen Belastungen zu mindern, die durch die Unterhalts- 
leistungen für Kinder entstehen. Hierin sieht die Bundesregierung die 
Zweckbestimmung, daß das Kindergeld dem Leistungsberechtigten 
für seine Unterhaltsleistungen an seine Kinder zur Verfügung stehen 
soll. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß dieses Ziel im Rahmen 
der Pfändung jedenfalls zum Teil schon dadurch erreicht wird, daß sich 
der pfändungsfreie Betrag mit Rücksicht auf die Unterhaltspflicht für 
Kinder erhöht. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die Zweckbe- 
stimmung des Kindergeldes darüber hinausgehende Pfändungsschutz- 
maßnahmen verlangt. 


46. Abgeordneter Wie vereinbart es der Bundesarbeitsminister, daß er 
Weinhofer sich seinerseits öffentlich gegen die Einführung der 

(SPD) 35-Stunden-Woche ausspricht, aber andererseits in 

einem Artikel die Auffassung vertritt: ,, Arbeitszeit- 
sparende Technisierung kann weitergegeben werden 
durch Arbeitszeitverkürzung an die Arbeitnehmer“ 
(Bundesarbeitsblatt 3/1984, S. 6)? 

Kann aus den Ausführungen des Bundesarbeitsmi- 
nisters an gleicher Stelle geschlossen werden, daß er 
bereit ist, der gewerkschaftlichen Forderung nach 
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte im Betriebs- 
verfassungsgesetz auf die betriebhche Einführung 
neuer Technologien nachzukommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 21. März 

Die Aussage in dem Artikel ,, Herausforderung und Chance“ von Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung, wonach arbeitszeitsparende 


47. Abgeordneter 

Weinhofer 

(SPD) 
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Technisierung durch Arbeitszeitverkürzung an die Arbeitnehmer weiter- 
gegeben werden könne, steht nicht im Gegensatz zu den von ihm gegen 
die 35-Stunden-Woche geäußerten Bedenken. 

Bundesminister Dr. Blüm hat sich stets für Arbeitszeitverkürzung, die 
viele Formen kennt, ausgesprochen. Er hat aber nie einen Hehl daraus 
gemacht, daß er zum gegenwärtigen Zeitpunkt die generelle Einführung 
der 35-Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich als abträglich für 
Wachstum und Beschäftigung ansieht. Statt dessen sollte nach seiner 
Auffassung die Arbeitszeit, wo immer dies möglich ist, flexibler ge- 
staltet werden. Dies kann etwa durch mehr Teilzeitarbeit oder weniger 
bezahlte Überstunden, die dafür durch Freizeit auszugleichen wären, 
oder andere kürzere Arbeitszeit im Rahmen von Schicht Systemen ge- 
schehen. Bessere Voraussetzungen hierfür sollen auch durch das ge- 
plante Beschäftigungsförderungsgesetz geschaffen werden. Die gegen- 
wärtigen Haupt anstrengungen der Bundesregierung gelten aber der 
Verabschiedung des von ihr den gesetzgebenden Körperschaften vor- 
gelegten Gesetzentwurfs für eine Vorruhestandsregelung mit dem Ziel 
der Lebensarbeitszeitverkürzung. Hiervon erhofft sie sich einen Beitrag 
zur Entlastung des Arbeitsmarktes und zur Humanisierung der Arbeits- 
welt. 

Das Betriebsverfassungsgesetz enthält eine Reihe von Vorschriften, die 
dem Betriebsrat schon jetzt eine Beteiligung bei der Einführung neuer 
Technologien ermöglicht. Das enthebt selbstverständlich nicht der Auf- 
gabe, zu überlegen, ob das gesetzliche Instrumentarium des Betriebs- 
rats, das zuletzt vor einem Jahrzehnt den betrieblichen Gegebenheiten 
angepaßt worden ist, auch unter den mittlerweile veränderten techni- 
schen Verhältnissen noch ausreicht. Deshalb wird geprüft, ob die Betei- 
ligungsrechte des Betriebsrats bei der Einführung neuer Technologien 
erweitert werden müssen. Die Frage kann allerdings heute noch nicht 
abschließend beantwortet werden. Im übrigen möchte ich darauf hin- 
weisen, daß die gewerkschaftlichen Forderungen nach Erweiterung der 
Beteiligungsrechte des Betriebsrats bei der Einführung neuer Technolo- 
gien schon aus der Zeit vor dem Herbst 1982 datieren. 

48. Abgeordneter Zu welchen nachweisbaren Mehreinnahmen hat die 

Cronenberg Absenkung der Altersgrenze beim Kindergeld von 

(Arnsberg) 18 auf 16 Jahre geführt? 

(FDP) 

49. Abgeordneter Zu welchem Verwaltungsaufwand hat die Herab- 

Cronenberg Setzung der Altersgrenze in den Arbeitsämtern ge- 

(Amsberg) führt, und wie hoch ist die Zahl der unerledigten 

(FDP) Fälle in den Monaten Juli bis Oktober? 

50. Abgeordneter Ist die Zahl der unerledigten Fälle angestiegen, und 

Cronenberg wie hat sich die Wartezeit für die Kindergeld berech- 

(Arnsberg) tigten generell und insbesondere in den oben ange- 

(FDP) führten Monaten entwickelt? 

51. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 

Cronenberg diese Schwierigkeiten wirkungsvoll zu beseitigen, 

(Arnsberg) und wird im Rahmen der Überlegungen zur Neu- 

(FDP) regelung der Familienfinanzierung auch geprüft, ob 

eine Auszahlung des Kindergeldes nicht sinnvoller 
durch die Finanzbehörden vorgenommen werden 
kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. März 

Die Herabsetzung der allgemeinen Altersgrenze vom 18. auf das 16. Le- 
bensjahr war eine von mehreren Regelungen im Kindergeldbereich, die 
im Rahmen der Maßnahmen zur Konsolidierung des Bundeshaushalts 
zum 1. Januar 1982 getroffen worden sind. Allein bei der Bundesanstalt 
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für Arbeit verringerten sich dadurch die Aufwendungen für Kindergeld 
1982 gegenüber 1981 um fast 1,5 Milliarden DM. Nach zuverlässiger 
Schätzung der Bundesanstalt für Arbeit dürften davon mindestens 
400 Millionen DM auf die Herabsetzung der Altersgrenze entfallen. 
Hinzu kommen Minderausgaben im Bereich des öffentlichen Dienstes. 

ln der Altersgruppe der 16- und 17jährigen Kinder ist ein Wechsel in 
der Anspruchsberechtigung recht häufig. Die Herabsetzung der allge- 
meinen Altersgrenze hat daher zu einer erheblichen Zunahme der Ver- 
waltungsarbeit geführt. Vor allem beim Übergang von der Schul- in die 
Berufsausbildung und bei Beendigung oder Abbruch einer solchen 
Ausbildung müssen die Monate mit Anspruch auf Kindergeld genau fest- 
gestellt werden. Angaben über die Zahl der Überprüfungen bei 16- und 
17jährigen Kindern liegen nicht vor; insgesamt müssen für über 16jäh- 
rige Kinder in den Monaten Mai bis Oktober jeden Jahres etwa 
1 ,6 Millionen Überprüfungen durchgeführt werden. Darin enthalten sind 
auch die zahlenmäßig bedeutsamen Überprüfungen bei Abiturienten 
und Hochschülern sowie bei Auszubildenden am Ende ihrer Ausbildung. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat nicht festgestellt, daß es durch die im 
Zusammenhang mit der Herabsetzung der allgemeinen Altersgrenze 
notwendigen Verwaltungsarbeiten in größerem Umfang zu untragbaren 
Zahlungsverzögerungen für Kindergeld berechtigte gekommen ist. Von 
einem Anstieg der Zahl unerledigter Fälle und einer Zunahme der Bear- 
beitungszeiten kann daher im allgemeinen nicht gesprochen werden. 
Einzelfällen geht die Bundesanstalt für Arbeit nach. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Überlegungen zur Neurege- 
lung des Familienlastenausgleichs auch die Möglichkeiten einer soge- 
nannten Finanzamtslösung prüfen. 


52. Abgeordnete 
Frau 
Roitzsch 
(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, ob und in welcher Anzahl Arbeitsverhältnisse 
mit jungen Frauen (z. B. in Malereibetrieben) wegen 
der Schutzbestimmung des § 4 Mutterschutzgesetz 
und der Lohnfortgewährung (§ 11 Mutterschutz- 
gesetz) nicht zustande kommen? 


53. Abgeordnete 
Frau 
Roitzsch 
(Quickborn) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dem Arbeitgeber den fortzuzahlenden Lohn unter 
Beachtung des § 4 Mutterschutzgesetz für die Zeit 
eines Beschäftigungsverbotes zu erstatten, oder ist 
daran gedacht, eine Regelung ohne Lohnfortgewäh- 
rung zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. März 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, ob und in 
welcher Zahl Arbeitsverhältnisse mit jungen Frauen wegen der Schutz- 
bestimmung des § 4 Mutterschutzgesetz und der Lohnfortzahlung 
(§ 11 Mutterschutzgesetz) nicht zustande gekommen sind. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Grundsatz der Lohnfort- 
zahlung für die Zeit der Beschäftigungsverbote zu verändern. Sie berei- 
tet jedoch eine Änderung der Vorschriften über das Ausgleichsverfahren 
nach dem Lohnfortzahlungsgesetz vor. Dabei sollen durch Satzungs- 
recht u. a. auch Aufwendungen der Arbeitgeber nach § 4 Mutterschafts- 
gesetz erstattungsfähig gemacht werden. Die Bundesregierung verspricht 
sich von dieser Erweiterung des Ausgleichsverfahrens erhöhte Vermitt- 
lungschancen für junge Frauen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


54. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß laut einem 
Bericht im Friedländer Heimatbrief vom Februar 
1 984 in Bad Schwartau ein Pastor, als ein Fähnrich 
der Bundeswehr in Uniform die Kirche besuchte, 
sich geweigert hat, die Predigt fortzuführen „solange 
sich ein bezahlter Mörder in der Kirche auftiielte“? 


55. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß nach 
dem Bericht in der oben genannten Zeitung in Ham- 
burg-Ralstedt eine Pastorin während einer Kasernen- 
blockade zum anwesenden Kommandeur des Pan- 
zerartillerieregiments 77 gesagt hat, ihr Feindbild 
sei die Bundeswehr? 


56. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung diese und visr- 
Berger gleichbare Vorgänge? 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sie in geeigneter 
Berger Weise gegenüber der zuständigen evangelischen Lan- 

(CDU/CSU) deskirche zur Sprache zu bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 23. März 

Zu dem von Ihnen auf Grund von Veröffentlichungen genannten Sach- 
verhalt in Bad Schwartau liegen dem Bundesminister der Verteidigung 
keine Informationen vor. 

Dagegen ist das einer Pastorin anläßlich der Kasernenblockade der 
Boehn-Kaserne zugeschriebene Zitat bekannt. Recherchen der Nord- 
elbischen evangelisch-lutherischen Landeskirche konnten es allerdings 
nicht bestätigen. 

Die Diskussion um den NATO-Doppelbeschluß von 1979 hat inner- 
halb der evangelischen Kirche in der Bxmdesrepublik Deutschland zu 
Kontroversen geführt. Dabei nehmen einige Gegner der gegenwärtigen 
Sicherheitspolitik eine ,, bessere Moral“ für sich in Anspruch. Dies 
entspricht aber nicht den offiziellen Verlautbarungen beider Kirchen, 
in denen kein Zweifel an der ethischen Rechtfertigung und Notwen- 
digkeit eines militärischen Beitrages zur Sicherung des Friedens in 
Freiheit gelassen wird. 

Der Bundesminister der Verteidigung teilt die in Ihren Fragen zum 
Ausdruck gebrachte Sorge über manche Äußerung von Angehörigen 
der Kirche. Durch die Teilnahme von einigen Pastoren an Kasernen- 
blockaden sowie durch diffamierende Äußerungen einzelner evange- 
lischer Theologen über unsere Soldaten und ihren Auftrag fühleil sich 
Angehörige unserer Streitkräfte zum Teil von ihren Heimatgemeinden 
ausgeschlossen. Entsprechende Vorfälle und die damit beabsichtigte 
moralische Abwertung des Soldaten und seines Auftrages sind dem 
insgesamt guten Verhältnis zwischen Bundeswehr und evangelischer 
Kirche sicher abträglich. 

Um hier Abhilfe zu schaffen, werden kontinuierlich Gespräche mit 
kirchlichen Amtsträgern geführt. 

Ich weise aber auch darauf hin, daß die Streitkräfte dieser vielschich- 
tigen und oft nach außen nur undeutlich erkennbaren Entwicklung 
nicht allein entgegentreten können. Es muß eine besonders wichtige 
Aufgabe aller verantwortlichen politischen Mandatsträger sein, Ten- 
denzen zu piskriminierung und Desintegration von Soldaten der Bun- 
deswehr in den Heimatgemeinden und Garnisonen mit aller Entschie- 
denheit zu begegnen. 
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58. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Bedenken des „Zweck- 
verband Naturpark Rhein-Taunus“ gegen Tiefflüge/ 
Übungsflüge amerikanischer Kampfhubschrauber im 
Naturpark Rhein-Taunus, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, sich dafür einzusetzen, daß künftig 
Übungsflüge in diesem Naturpark unterbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 23. März 


Die Bundesregierung ist sich der vom militärischen Tiefflug ausgehen- 
den Fluglärmbelastung sehr wohl bewußt. Sie begrüßt nachdrücklich 
die zahlreichen, vom Bundesminister der Verteidigung ergriffenen Maß- 
nahmen, die sowohl zu einer Fluglärm entlastung generell als auch mit 
Schwerpunkt zum Abbau von Fluglärmspitzenbelastungen beitragen 
werden. 

In dem Konflikt zwischen dem Ruhebedürfnis der Bürger und den 
Ausbildungsforderungen der Streitkräfte wird trotz aller Bemühungen 
eine allseits voll befriedigende Lösung wohl nicht gefunden werden 
können. Luftfahrzeuge im Tiefflug beherrschen und entsprechende 
Aufträge durchführen zu können, verlangt auch mit Hubschraubern 
nach ständigem Üben. 

Wegen des Verdrängungseffekts führt jede Tiefflugbeschränkung zu 
einer Erhöhung der Fluglärm belastung anderenorts. Deswegen verbieten 
sich Tief flugver bot e für solche Zwecke. 

Im Hinblick auf den Naturpark Rhein-Taunus kommt hinzu, daß dieser 
Bereich aus luftraumstrukturellen Gründen vom Tiefflug mit Strahl- 
flugzeugen kaum berührt wird. Er gehört somit nicht zu den durch den 
Tiefflug besonders stark belasteten Räumen. 


59. Abgeordneter Trifft es zu, daß Personen, die den Wehrdienst ver- 

Klose weigert haben, aus diesem Grunde auch in zivüen 

(SPD) Beschäftigungsverhältnissen bei der Bundeswehr 

(z. B. in Bundeswehrhochschulen) nicht eingestellt 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. März 

Die Einstellung von Kriegsdienstverweigerern in zivile Beschäftigungs- 
verhältnisse der Bundeswehr wird unter Eignungsgesichtspunkten be- 
wertet. Hierbei muß davon ausgegangen werden, daß gediente Bewerber 
auf Grund ihrer ressortspezifischen Erfahrung generell einen Eignungs- 
vorsprung gegenüber anderen Bewerbern für eine Tätigkeit in der Bun- 
deswehrverwaltung besitzen. Dies gilt insbesondere für eine Tätigkeit 
an den Hochschulen der Bundeswehr. Wer nach Prüfung seines Ge- 
wissens überzeugt ist, im Verteidigungsfall nicht mit der Waffe dienen 
zu können, kann bei konsequenter Haltung die Motivation der studie- 
renden Soldaten für ihren Beruf weder erhalten noch fördern. Dies kann 
von einem anerkannten Kriegsdienstverweigerer nicht erwartet und ihm 
auch nicht zugemutet werden. 

Dies bedeutet keine Diskriminierung des grundgesetzlich geschützten 
Rechts auf Kriegsdienstverweigerung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


60. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hickel 

(DIE GRÜNEN) 


Wie läßt sich die Herausgabe einer Lebensmittelzu- 
tatenliste in Taschenformat in Müliönenauflage mit 
jenem Grundsatz vereinbaren, wonach Informations- 
schriften zu gleichen Themen und ähnlicher Art 
nicht doppelt mit Bundesmitteln gefördert werden 
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dürfen, da bereits eine solche Liste in Taschenfor- 
mat — mit Mitteln des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten gefördert und 
von der Verbraucherzentrale Hamburg e. V. heraus- 
gegeben “ vorliegt, die zudem der Aufgabe der Ver- 
braucheraufklärung wesentlich besser nachkommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 26. März 

Das von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung herausge- 
gebene Kartonkärtchen über die E-Nummern der Lebensmittelzusatz- 
stoffe dient ausschließlich zur schnellen, übersichtsartigen Information 
des Verbrauchers über die jeweils damit bezeichneten Stoffe. Es kann 
auf Grund seiner Materialbeschaffenheit auf Dauer in der Brieftasche 
oder im Geldbeutel mitgeführt und so beim Einkauf genutzt werden 
und folgt einem seit vielen Jahren bewährten schwedischen Vorbild. 
Die von der Verbraucherzentrale Hamburg herausgegebene Schrift 
hingegen ist weitaus ausführlicher, enthält weitere Hinweise und teil- 
weise gesundheitliche Bewertungen und ist eine gewisse Ergänzung der 
durch das Kartonkärtchen vermittelten Basisinformation. Eine Doppel- 
finanzierung liegt also wegen Verschiedenartigkeiten nicht vor. 

61. Abgeordnete 
Frau 
Will-Feld 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung bereits gesicherte Daten 
darüber vor, wie hoch sich der Preis für die Pro- 
im kristallinen Zustand belaufen wird und wie 
Kontrollen über Beschaffenheits- und Reinheits- 
kriterien erstellt werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 28. März 

Das rektifizierte Traubenmostkonzentrat (RTK) ist entsprechend der 
in der Weinmarktordnung festgelegten Definition ein flüssiges Erzeug- 
nis. Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen läßt 
sich RTK z. Z. in technischem Maßstab nicht in eine trockene, kristal- 
line Form überführen. Nach Auffassung von Fachleuten wäre dies nur 
unter Zugabe von geeigneten Stoffen, die als Trägermaterial dienen, 
und unter Anwendung energieaufwendiger Verfahren möglich. Der 
Preis für eine solche Produktion läßt sich somit nicht abschätzen. 

Beschaffenheits- und Reinheitskriterien sind für RTK bereits in der 
Weinmarktordnung festgelegt und werden zur Zeit überarbeitet. Sie 
sind im Rahmen der allgemeinen Weinüberwachung zu kontrollieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bzw. der Deutschen Bun- 

Kohn desbahn (DB) die Aktion der Schweizerischen Bun- 

(FDP) desbahnen ,, Zukunftsorientierung der Unterneh- 

mung“ bekannt, und welche Konsequenzen gedenkt 
die Bundesregierung bzw. die DB aus dieser Aktion 
für eine strategisch ausgerichtete Innovationsbewe- 
gung unter Mitarbeitern und Kunden der DB zu zie- 
hen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Die Generaldirektion der Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) hat seit 
Ende 1982 mit der Aktion ,, Zukunftsorientierung der Unternehmung“ 
ein Schulungskonzept für SBB-Angehörige entwickelt, das alle Stufen 
des Unternehmens mit Schwerpunkten im Personal- und Verkaufs- 
dienst umfaßt. Diese Aktion ist als Folgemaßnahme zu dem Leistungs- 
auftrag zu sehen, den die Eidgenössischen Räte im Frühjahr 1982 den 
SBB erteilt haben. 


21 



DrUCkS3Ch6 10/1219 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Die Bundesregierung geht davon aus, das der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn (DB) die von der SBB gewonnenen Erfahrungen verfolgt 
und sie gegenbenenfalls auch für den DB-Bereich auswertet. 

63. Abgeordneter Hält die Bundesregierung bzw. die Deutsche Bundes- 
Kohn bahn (DB) das Leistungsangebot der DB für Cam- 

(FDP) pingwagenbesitzer für ausreichend oder ist eine ko- 

stengünstige Angebotsausweitung für diesen Markt- 
sektor geplant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Die Frage nach dem Leistungsangebot der Deutschen Bundesbahn (DB) 
für Campingwagenbesitzer fällt in den kommerziellen Bereich der DB. 

Die DB hat dazu die nachfolgende Stellungnahme abgegeben: 

„Campingwagen können wegen ihrer Höhe nur mit Spezialverladung be- 
fördert werden. Die Spezialverladung ist nur auf Autotransportwagen 
der Gattung Lae 548 möglich, bei denen die obere Ladefläche voll- 
ständig abgesenkt werden kann. Die untere Ladefläche kann dann nicht 
mehr genutzt werden. Dadurch wird die Ladekapazität auf die Hälfte 
herabgemindert. Der erhobene Zuschlag in Höhe einer Anhängerfracht 
bei Gespannen bis zu 13 Meter Länge kann den Einnahmeausfall nicht 
ausgleichen. 

Die DB verfügt nur über 22 Autotransportwagen der Gattung Lae 548, 
die gezielt in Züge zum Mittelmeer (Rijeka und Rimini) eingesetzt 
werden. Von diesem Kontingent werden einzelne Lae 548 bei Bedarf 
auch in anderen Relationen eingesetzt. Theoretsich bedeutet dies eine 
Kapazität pro Verladetag von maximal 66 Einheiten. . 

Im Jahre 1983 gab es im Bereich der DB insgesamt 

— 62 Spezial Verladungen (Campingwagen und Anhänger mit Booten) 
in Nord-Süd-Richtung, alle ins Ausland, 

— 42 Spezialverladungen in umgekehrter Richtung (1 x ab Lörrach, 
41 ab Ausland). 

Unter den derzeitigen Voraussetzungen sieht die DB keine Chance für 
eine kostengünstigere Ausweitung des Angebots für überhohe Fahr- 
zeuge, für die eine Spezialverladung erforderlich ist, weil die daraus 
entstehende Kostenunterdeckung von der Normalbeförderung abge- 
deckt werden muß und deshalb unrentabel ist.“ 

Treffen Informationen zu, nach denen die Bundes- 
bahndirektion Hannover im September 1983 nicht 
in der Lage war, innerhalb von sechs Stunden ein 
Angebot für den Transport von 30 000 Tonnen 
Äpfel für eine Supermarktkette von Ungarn nach 
Rinteln zu unterbreiten, so daß ein gewinnträchtiger 
Auftrag an Privatspediteure ging, und daß sich die 
Bundesbahndirektion ebenfalls 1983 geweigert hat, 
in ein Preisangebot über den Transport von 32 000 
Tonnen Getreide aus dem Ausland nach Rinteln ein- 
zutreten, so daß auch dieser Transport der Schiene 
verlorenging und somit in beiden Fällen den Ver- 
kehrsbetrieben Extertal (VBE), die sich mit 500 000 
DM an der Erschließung des neuen Industriegebietes 
der Stadt Rinteln auf dem Schienenwege beteiligt 
haben, sichere Aufträge entzogen wurden? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu 
tun, damit in Zukunft durch derartige Unflexibili- 
täten des Managements der Deutschen Bundesbahn 
(DB) Investitionen der öffentlichen Hand nicht 
weiter gefährdet werden und das bestehende Defi- 
zit der DB nicht weiter vergrößert wird? 


64. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat sich in den letzten Jahren ständig 
bemüht, Mostäpfelimporte aus Ungarn für den Bahntransport im 
Rahmen von Preiszugeständnissen im Wettbewerb gegen den Lastkraft- 
wagen zu gewinnen. Da diese Transporte aus Devisengründen primär 
mit ungarischen Lastkraftwagen abgewickelt werden, erhält die Schiene 
immer nur die Mengen, für die die Lastkraftwagen-Kapazitäten nicht 
mehr ausreichen. Im vorliegenden Fall hat die DB im Hinblick auf die 
Nebenkosten bei Lieferung per Bahn eine erhebliche Frachtermäßigung 
angeboten, die auch zur Gewinnung von Transporten in den Raum 
Bremen und Hamburg geführt hat. Wegen der Berufungsgefahr und der 
kaum möglichen Einflußnahme auf die Wahl des Transportmittels war 
es für die DB nicht angebracht, über die angebotene Ermäßigung hinaus- 
zugehen, so daß die Beförderung von Mostäpfeln aus Ungarn nach 
Rinteln nicht zustande kam. 

Der DB sind für das Jahr 1983 ferner keine potentiellen Transporte 
von Getreide aus dem Ausland nach Rinteln bekannt. Zwar haben im 
Herbst 1982 Gespräche über Schienenbeförderungen von Getreide aus 
der Bundesrepublik Deutschland selbst nach Rinteln stattgefunden. 
Dabei gelang es jedoch nicht, diese Verkehre für die Schiene zu ge- 
winnen. 

Der Vorwurf, daß die DB durch „Unflexibilität des Managements“ der 
privaten Extertalbahn sichere Aufträge entzogen habe, ist nicht richtig 
und wurde bereits zwischen den Vorständen der DB und der Extertal- 
bahn ausführlich und abschließend behandelt. 

Die DB entscheidet über derartige Beförderungsfälle in eigener Zu- 
ständigkeit. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, in einzelne kauf- 
männische Entscheidungen einzugreifen, 

66. Abgeordneter Auf wieviel Kilometer Länge belaufen sich die seit 
Antretter 1955 eingestellten Strecken im Schienenpersonen- 

(SPD) verkehr und im Schienengüterverkehr? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn (DB) wurden seit 1955 bis 
zum 31. Dezember 1983 auf 7 211 Kilometer DB-Strecken der Reise- 
zugbetrieb auf Busbedienung ümgestellt und auf 3 216 Kilometer 
DB-Strecken der Gesamtbetrieb (Güterverkehr) eingestellt. 

Die Kilometerangaben können nicht addiert werden, weil sie verfah- 
rensbedingt getrennt nach Reisezug- und Güterzugbetrieb aufgelistet 
sind, z. T. aber die gleiche Strecke betreffen. 


67. Abgeordneter Wie hoch sind die Investitionskosten für einen Ein- 
Antretter mann-Triebzug für den Schienenpersonennahver- 

(SPD) kehr, bestehend aus einem Triebwagen BR 628.1 

und einem Steuerwagen BR 928.1 bei Serienferti- 
gung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Die Deutsche Bundesbahn hat Triebzüge der Baureihe Vt/VS 628/928 
bisher nicht in Serie beschafft. Die Investitionsausgaben für eine Serien- 
fertigung können nur im Wege einer Ausschreibung ermittelt werden. 


68. Abgeordneter Kann aus der Tatsache, daß der Vorstand der Deut- 
Klose sehen Bundesbahn Sondergutachten für die Bundes- 

(SPD) bahnausbesserungswerke in Weiden und Fulda ange- 

fordert und damit regionalen politischen Wünschen 
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stattgegeben hat, gefolgert werden, daß auch für das 
Bundesbahnausbesserungswerk Harburg ein zusätz- 
liches, die Fortführung des Werkes begründendes 
Sondergutachten angefordert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn ist am 1 1. Februar 1984 vom 
Bundesminister für Verkehr beauftragt worden, im Hinblick auf die 
Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 3. Dezember 1982 im 
Rahmen eines Ergänzungsgutachtens untersuchen zu lassen, welche 
besonderen Folgerungen sich aus der Berücksichtigung der Vorschriften 
des Zonenrandförderungsgesetzes für die beiden im Zonenrandgebiet 
liegenden Ausbesserungswerke Fulda und Weiden ergeben. Eine Einbe- 
ziehung des Ausbesserungswerkes Hamburg-Harburg in das genannte 
Gutachten ist nicht vorgesehen, da die Bestimmungen des Zonenrand- 
förderungsgesetzes auf diese Dienststelle keine Anwendung finden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

69. Abgeordneter Wann werden die Einwohner von Witzenhausen- 

Weirich Wendershausen (Werra-Meißner-Kreis), deren Fern- 

(CDU/CSU) sehempfang im zweiten und im dritten Programm 

zu großen Teilen erheblich beeinträchtigt ist, alle 
Programme in einwandfreier Empfangsqualität er- 
halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatsskretärs Rawe 
vom 26. März 

Nach den vorliegenden Unterlagen der örtlichen Dienststellen der 
Deutschen Bundespost gilt die Ortschaft Witzenhausen-Wendershausen 
in allen drei Programmen als versorgt. 

Die Versorgung des Ortes mit dem zweiten und dritten Programm 
erfolgt vom Fernseh-Füllsender Witzenhausen (Kanal 47 und Kanal 51). 

Eventuelle Beeinträchtigungen des Fernsehempfangs sind auf höhenab- 
hängige Feldstärkeschwankungen des Empfangssignals zurückzuführen. 
Das bedeutet, für einen optimalen Empfang ist neben dem exakten Aus- 
richten der Antennenanlage auch die richtige Wahl der Antennenhöhe 
notwendig. 

Den betroffenen Teilnehmern ist deshalb zu empfehlen, ihre Antennen- 
anlage daraufhin durch das örtliche Handwerk überprüfen zu lassen. 

70. Abgeordneter Inwieweit ist die Inanspruchnahme der Auskunfts- 

Dr. Friedmann stellen bei den Fernmeldeämtern im Zusammen- 
(C DU/CSU) hang mit der Verkleinerung der amtlichen Fern- 

sprechbücher gestiegen, und inwieweit sind Perso- 
nalvermehrungen in diesem Zusammenhang erfor- 
derlich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 28. März 

Von Ende 1978 bis Ende 1982 nahmen die Telefonanschlüsse um 
durchschnittlich 7,7 v. H. pro Jahr zu (von 17,6 Millionen auf 23,1 
Millionen Hausanschlüsse). Die Inanspruchnahme der Fernsprechaus- 
kunftsstellen steigerte sich demgegenüber nur um 3,9 v. H. pro Jahr 
während des oben genannten Betrachtungszeitraums (von 202,9 Millio- 
nen auf 234,7 Millionen Auskunftsersuchen). Die Zuwachsraten der Aus- 
kunftsersuchen bei den Fernsprechauskunftsstellen sind also trotz er- 
folgter Buchteilungen hinter den Zuwachsraten bei den Telefonan- 
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Schlüssen zurückgeblieben. Eine signifikante Zunahme an Auskunfts- 
ersuchen durch erfolgte Buchteilungen konnte auf Grund des vorlie- 
genden Datenmaterials nicht festgestellt werden. 

Unabhängig jedoch aus welchen Gründen Steigerungen in der Inan- 
spruchnahme auftreten, wird das Personal in den Fernsprechauskunfts- 
stellen nach dem Verkehrsaufkommen bemessen. Es liegen keine An- 
haltspunkte dafür vor, daß zusätzliches Personal infolge der Buchtei- 
lungen notwendig war. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 

7 1 . Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über den Ein- 
Dr. Rumpf fluß des mitteleuropäischen Flugverkehrs und der 

(FDP) Militärbasen auf das Zunehmen der neuartigen 

Waldschäden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 29. März 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über den Einfluß des 
Flugverkehrs auf die Zunahme der neuartigen Waldschäden vor. Im 
Hinblick auf einen solchen Beitrag wären vermutlich vor allem die 
Stickoxid -Emissionen von besonderem Interesse. Bezogen auf die Ge- 
samtumweltbelastung ist der Anteil aus dem militärischen und zivilen 
Flugbetrieb jedoch als gering anzusehen (ca. 1 v. H. des Gesamtschad- 
stoffausstoßes). 

Auf Grund neuerer Arbeiten kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
Stickoxide, die von Flugzeugen in einer Höhe von über 9 km Höhe 
ausgestoßen werden, dort eine deutlich längere Lebensdauer haben 
als die während der Starts und Landungen ausgestoßenen Stickoxide. 
Insofern könnten die Flugzeuge dadurch in einem höheren Maß zur 
Luftbelastung beitragen, als ihrem Anteil an der Gesamtmenge der 
durch Flugzeuge emittierten Stickoxide entspricht. Dennoch ist eine 
Verursachung der Waldschäden durch Stickoxid-Emission von Flug- 
zeugen als unwahrscheinlich zu betrachten. 


72. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Untersuchungen und 
Dr. Rumpf Ergebnisse aus dem Umfeld der Flughäfen und Mili- 

(FDP) tärbasen vor, die Aussagen über eine signifikante 

Verstärkung der Waldschäden durch Kerosin ma- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 29. März 

Der Bundesregierung liegen keine Untersuchungen und Ergebnisse 
über die Verstärkung der Waldschäden im Umfeld der Flughäfen und 
Müitärbasen vor. Die aus der Waldschadenserhebung 1983 verfügbaren 
Daten lassen eine derartige, auf kleinere Räume bezogene Interpretation 
auch nicht zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


73. Abgeordnete 

Frau 

Schmedt 

(Lengerich) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Hinweise bekannt, nach 
denen mehr als die Hälfte der etwa 62 500 ausländi- 
schen Studenten aus der Dritten Welt zeitweise 
hungern müssen, weil ihre finanzielle Ausstattung 
für das Studium in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht ausreicht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. März 

Die Bundesregierung hat zu Fragen des Ausländerstudiums in der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD (Drucksache 10/497 vom 18. Okto- 
ber 1983) grundsätzlich Stellung genommen. Sie hat darüber hinaus 
Fragen des Abgeordneten Vahlberg zur Situation von in Not geratenen 
iranischen Studenten am 26. September 1983 (Drucksache 10/436) 
und am 1. Dezember 1983 (Plenarprotokoll 10/40) beantwortet. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß siph ein Teil der rund 66 000 
ausländischen Studenten in der Bundesrepublik Deutschland in wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten befindet. Ursache hierfür sind die zuneh- 
mend schwierigeren ökonomischen Bedingungen in den Heimatländern 
vieler ausländischer Studenten, im Falle Irans devisenrechtliche Maß- 
nahmen sowie verringerte Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten in der 
Bundesrepublik Deutschland, die ein selbstfinanziertes Studium immer 
mehr erschweren. Hilfe in Notfällen wird nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung durch z. B. Selbsthüfegruppen, kirchliche Organisation en und 
zum Teü in Einzelfällen auch aus besonderen Fonds von Hochschulen 
bzw. Ländern und Kommunen gewährt. Leistungen der Sozialhilfe 
erhalten ausländische Studenten nach § 120 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 26 BSHG ausnahmsweise in besonderen Härtefällen. Ob solche Um- 
stände im Einzelfall gegeben sind, entscheiden die örtlichen Träger der 
Sozialhilfe in eigener Zuständigkeit. 

Nähere Angaben über die Situation und die möglichen Hilfsmaßnahmen 
der Länder und anderer liegen der Bundesregierung nicht vor. Sie hat 
sich an die Länder gewandt und um Informationen zur Einschätzung 
der aktuellen Situation und möglicher Hilfsmaßnahmen gebeten. An- 
fang 1983 hat die Bundesregierung eine Untersuchung in Auftrag ge- 
geben, um nähere Aufschlüsse über ,, Studienverlauf, Studienbedingun- 
gen, soziale Lage und Reintegration von Studenten aus Entwicklungs- 
ländern in der Bundesrepublik Deutschland“ zu erhalten. Diese Unter- 
suchung wird Grundlage für auch weitere Entscheidungen zur Verbes- 
serung des Ausländerstudiums sein. 

Der Bundesregierung stehen nur begrenzte Mittel zur Förderung des 
Ausländerstudiums durch Stipendien zur Verfügung. Sie geht davon 
aus, daß auch im Bereich des Ausländerstudiums im allgemeinen der 
Grundsatz der Selbstfinanzierung gilt. Daher wird ein Sichtvermerks- 
antrag des ausländischen Studienbewerbers der im Bundesgebiet zu- 
ständigen Ausländerbehörden nur zugeleitet, wenn der Studienbewer- 
ber u. a. ausreichende Mittel für den Lebensunterhalt und Kranken- 
versicherungsschutz für die voraussichtliche Aufenthaltsdauer im Bun- 
desgebiet hachweist. Dabei ist der Nachweis ausreichender Mittel grund- 
sätzlich nur als Nachweis einer entsprechenden Finanzierungsmöglich- 
keit zu führen. 


Trifft es zu, daß ausländische Studenten aus der 
Dritten Welt mit der Ausweisung durch Ausländer- 
ämter rechnen müssen, wenn sie Sozialhilfe bean- 
spruchen wollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. März 

Nach § 10 Abs. 1 Nr. 10 des Ausländergesetzes kann ein Ausländer 
ausgewiesen werden, wenn er den Lebensunterhalt für sich und seine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht ohne Inanspruchnahme der 
Sozialhilfe bestreiten kann oder bestreitet. 

Ob Schwierigkeiten bei der Finanzierung des Lebensunterhaltes im 
Einzelfall zur Ausweisung führen, hat die Ausländerbehörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Die Durchführung des Aus- 
ländergesetzes obliegt nach Artikel 83 des Grundgesetzes den Ländern. 


74. Abgeordnete 

Frau 

Schmedt 

(Lengerich) 

(SPD) 
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Der Bundesregierung ist die ausländerbehördliche Praxis der Anwen- 
dung dieses Grundsatzes auf ausländische Studenten im einzelnen nicht 
bekannt. 

Die Bundesregierung hat jedoch die Länder gebeten, von aufenthalts- 
beendenden Maßnahmen abzusehen, falls im Einzelfall Sozialhilfe von 
iranischen Studenten bezogen werden sollte. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß, sofern ein Ausländer Sozial- 
hilfe erhält, nach § 71 Abs. 2 Satz 2 Sozialgesetzbuch X, während der 
ersten sechs Monate des Bezugs von einer Mitteilung an die Ausländer- 
behörden abgesehen werden soll. 


75. Abgeordnete 

Frau 

Schmedt 

(Lengerich) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Lage der ausländischen Studenten aus der Dritten 
Welt zu verbessern, denen das Stipendium ihrer 
Heimatländer aus politischen Gründen während 
ihres Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gestrichen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29 . März 


Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort vom 26. September 
1983 darauf hingewiesen, daß zur Minderung der für iranische Studen- 
ten bestehenden besonderen Probleme Regelungen bei der Erteilung 
der Arbeitserlaubnis getroffen wurden. Die Innenminister und -Sena- 
toren der Länder wurden gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß von einer 
aufenthaltsrechtlichen Auflage, die die Ausübung einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit ausschließt, abgesehen werden soll. Zu den weiteren 
Einzelheiten wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 26. Sep- 
tember 1983 (Drucksache 10/436) und auf die Antworten zu Frage 73 
verwiesen. 

Darüber hinaus besteht im Einzelfall unter engen Voraussetzungen auch 
die Möglichkeit der Erteilung einer Wohnberechtigungsbescheinigung 
bzw. des Bezugs von Wohngeld. 

Im übrigen stehen jedoch der Bundesregierung keine Mittel für eine Be- 
teiligung an Hilfsaktionen zur Verfügung. Im Vordergrund müssen pri- 
vate und kommunale Hilfen bzw. Hilfsmaßnahmen aus Mitteln der Län- 
der stehen. 


76. Abgeordnete Trifft es zu, daß seit 1982 kein Angehöriger der 

Frau Dritten Welt ein öffentlich gefördertes Studium in 

Schmedt der Bundesrepublik Deutschland begonnen hat? 

(Lengerich) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 29. März 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage zum 
Ausländerstudium in der Bundesrepublik Deutschland vom 18. Okto- 
ber 1983 (Drucksache 10/497) darauf hingewiesen, daß beim Auslän- 
derstudium zwischen einem Vollstudium oder auch Teilstudium bzw. 
Postgraduiertenstudium, bei dem der Student erst nach dem erfolgrei- 
chen Abschluß eines Studiums im Heimatland zu Ergänzungs-, Vertie- 
fungs- oder Forschungsstudien in die Bundesrepublik Deutschland 
kommt, zu unterscheiden ist. Nach Auffassung der Bundesregierung 
ist die Förderung von Postgraduiertenstudien für Studenten aus der 
Dritten Welt besonders wichtig. Vollstudien sind z. T. mit einer sehr 
langen Gesamtaufenthaltsdauer verbunden (Spracherwerb, Studien- 
kolleg und Studium), dies wird auch durch z. T. ungünstige Rahmen- 
bedingungen mitverursacht; dadurch entstehen Folgeprobleme bei der 
Reintegration. Hiervon ausgehend gibt die Bundesregierung der För- 
derung von Postgraduierten- bzw. Teilstudien den Vorrang. 
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Im Jahre 1981 wurden aus Bundesmitteln etwa 2 100 Studenten, im 
Jahre 1982 etwa 2 200 Studenten aus Entwicklungsländern gefördert. 
Seit 1982 wurden aus Bundesmitteln 223 Studienanfänger aus Län- 
dern der Dritten Welt durch Stipendien unterstützt. 

Um unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten aus- 
ländischer Studieninteressenten mehr Studienanfänger finanziell zu 
unterstützen, hat die Bundesregierung sogenannte „Sur Place-Pro- 
gramme“ entwickelt, um Studieninteressenten aus Entwicklungs- 
ländern ein Studium in Drittländern zu ermöglichen. Dadurch sollen 
die oben angeführten Folgeprobleme vermieden werden. 


Bonn, den 30. März 1984 
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